Zum Umgang mit Menschen ohne Aufenthaltsrecht in Deutschland

(Vom Vorstand am 13.3.2004 beschlossen)

AKTIONCOURAGE sieht es als ihre wichtigste Aufgabe an, sich um die Menschenrechte in Deutschland lebender Menschen ausländischer Herkunft zu kümmern. Dabei spielt es für uns keine Rolle, welchen rechtlichen Status diese Menschen im Einzelfall haben. Es entspricht daher unserem Selbstverständnis, dass wir auch für die Einhaltung der Menschenrechte von Menschen ohne Aufenthaltsrecht in Deutschland eintreten. 

Die Ausgangslage

In Deutschland halten sich nach kirchlichen Schätzungen aus unterschiedlichsten Gründen gegenwärtig zwischen 500.000 und einer Million Menschen ohne Aufenthaltsrecht oder ohne Duldungsstatus auf. Präzise Zahlen sind  nicht greifbar, da diese Menschen aus Angst vor Denunziation, Verhaftung und Abschiebung weitestgehend im Schatten unserer Gesellschaft leben, vor allem aber jeden Kontakt mit staatlichen Stellen zu vermeiden versuchen. In Deutschland hat sich für diese Gruppe der Terminus „Illegale“ durchgesetzt, was einer Gleichsetzung mit Gesetzesbrechern gleichkommt. Um diese abwertende Begrifflichkeit zu vermeiden, hält  AKTIONCOURAGE die Bezeichnung „Menschen ohne Aufenthaltsrecht“ für angebracht.

Menschen ohne Aufenthaltsrecht sind in Deutschland nach der bestehenden Gesetzeslage de facto auf fast allen Gebieten des täglichen Lebens rechtlos. Sie sind daher Bedrohungen, Belästigungen, Erpressungen, Ausbeutung u.a.  ausgeliefert, gegen die sie sich aus Angst vor Entdeckung und Abschiebung nicht zur Wehr setzen. Von offizieller Seite wird zwar anerkannt, dass ihnen grundlegende Menschenrechte zustehen. Sie können sie jedoch so gut wie nicht in Anspruch nehmen. 

Die mit dem Umgang mit diesen Menschen zusammenhängenden Fragen und Probleme sind in der deutschen Öffentlichkeit weitgehend mit einem Tabu belegt. Bisher haben sich, wenn überhaupt, vorrangig die beiden großen christlichen Kirchen, Wohlfahrtsverbände,  kleine örtliche Unterstützerkreise und einige engagierte Ausländerbeauftragte intensiver damit auseinandergesetzt und auch Hilfe angeboten. Dadurch konnte in Einzelfällen erreicht werden, dass ausländerrechtliche Bestimmungen z.B. über die Anzeigepflicht von Behörden oder die Strafbarkeit von Beihilfe zum illegalen Aufenthalt nicht angewendet worden sind. 

Es wird höchste Zeit, das Thema zu enttabuisieren und die Diskussion über den Umgang mit Menschen ohne Aufenthaltsrecht in Deutschland öffentlich zu führen. Die menschenrechtliche Grundorientierung unserer Verfassung impliziert, dass sich  die Politik dieser Thematik stärker als bisher annimmt, denn auch Menschen in der Illegalität sind Träger von Menschenrechten, insbesondere im  humanitären und sozialen Bereich, die sie frei von Angst und Repression in Anspruch nehmen sollen. Eine diesbezügliche Verpflichtung für die deutsche Politik ergibt sich auch aus den Forderungen der Weltkonferenz gegen Rassismus 2001 in Durban. So fordert die Weltkonferenz eine menschenrechtswürdige Behandlung aller Migranten ungeachtet ihres Einwanderungsstatus. In ihrem Aktionsprogramm hat die Weltkonferenz die Staaten ermutigt, Informationskampagnen durchzuführen, um sicherzustellen, dass die Öffentlichkeit zutreffende Informationen über Migranten und Migrationsfragen erhält, darunter auch über die gefährdete Lage von Migranten insbesondere mit ungeregeltem Status. Schließlich fordert die Weltkonferenz die Staaten nachdrücklich auf, alle geeigneten Maßnahmen zu ergreifen, um Hindernisse zu beseitigen, die den Zugang von Kindern zur Bildung einschränken. Zu diesem Zweck bedarf einer strikten Umsetzung der UN-Kinderrechtskonvention, vor allem in den Bereichen Bildung (Schulpflicht für alle Kinder), soziale und medizinische Versorgung. 

Forderungen von AKTIONCOURAGE

Die gegenwärtig bestehende Rechtslage in Deutschland lässt wenig Spielraum für einen an den Menschenrechten orientierten Umgang mit Menschen ohne Aufenthaltsrecht. Dennoch treten wir vor allem aus humanitären Gründen dafür ein, dass es – unbeschadet  aller notwendigen und berechtigten gesetzlichen und politischen Bemühungen des Staates, Illegalität zu begrenzen –  unverzichtbar bleibt, grundlegende Menschenrechte  so zu gewähren, dass sie auch praktisch in Anspruch genommen werden können. Auch die Würde von Menschen ohne Aufenthaltsrecht ist unantastbar.  Daraus folgt die staatliche Verpflichtung, diesen Menschen Hilfe in Not zu gewähren, sie zu beraten und in ihrer Menschenwürde zu schützen.

Es geht dabei besonders um die Sicherung von Mindeststandards wie   medizinische Versorgung, Zugang zu schulischen und beruflichen Ausbildungseinrichtungen, Vermeidung von Obdachlosigkeit, aber auch z.B. um die Einklagbarkeit von Lohn, Zeugenschutz bei Aussagen gegen organisierte Kriminalität .

Einfache Rezepte zur Verhinderung von Illegalität gibt es nicht. Allgemeine Legalisierungsaktionen führen kaum weiter, denn sie fördern nur die Sogwirkung mit der Folge, dass weitere Menschen angelockt werden. Dies schließt Legalisierung in Einzelfällen nicht aus. Wir benötigen daher eindeutige Härtefallregelungen, z.B. in Fällen langen Aufenthalts, schwerer Erkrankung oder bei besonderen familiären Gründen, vor allem Vorhandensein von Kindern.  

Maßnahmen zur Gefahrenabwehr, wie sie trotz zwischenzeitlicher Gesetzes-verschärfungen im Zuge der Terrorismusbekämpfung insbesondere von Innenministern und Sicherheitsbehörden immer wieder gefordert werden, reichen ebenfalls nicht aus. Die Regeln des sozialen und demokratischen Rechtsstaats vertragen im Blick auf den Schutz der Menschenrechte keine weiteren Einschränkungen. Überdies muß gefragt werden, ob repressive Maßnahmen gegen Menschen ohne Aufenthaltsrecht diese nicht erst recht in die Abhängigkeit  von kriminellen Organisationen treiben. 

Medizinische Versorgung

Ein wichtiger Themenbereich, der auch mit Kontakten zu anzeigepflichtigen öffentlichen Stellen wie Gesundheitsämter, Sozialämter, staatliche Kliniken etc. verbunden sein kann, ist die medizinische Versorgung von Menschen ohne Aufenthaltsrecht. Vor allem eine stationäre Behandlung ist äußerst schwierig, da viele Krankenhäuser Angst vor strafrechtlicher Verfolgung haben und auch die Übernahme der Kosten eine große Rolle spielt. Insoweit muß häufig das Sozialamt eingeschaltet werden, das ausländerrechtlich zur Anzeige beim Ausländeramt auch über den Aufenthaltsort Krankenhaus verpflichtet ist. Es kann also durchaus zur Abschiebung direkt aus dem Krankenhaus kommen.

Die Inanspruchnahme ambulanter ärztlicher Leistungen von staatlichen Gesundheitsämtern und Polikliniken  kann zu denselben Konsequenzen führen.

Wir treten dafür ein, Menschen ohne Aufenthaltsrecht ungehinderten Zugang zur öffentlichen Gesundheitsfürsorge zu gewährleisten, zumindest in Notfällen, bei chronischen, lebensbedrohenden und ansteckenden Krankheiten, bei Schwangerschaft und Geburt. Zu diesem Zweck bieten sich die Einführung und Zulassung anonymer Registrierkarten an. Die Finanzierungsprobleme könnten durch Schaffung eines besonderen Fonds gelöst werden. Die Sozialämter müssen von der Anzeigepflicht befreit werden. 

Zugang zu Bildungseinrichtungen

Kindern  ohne Aufenthaltsrecht ist der Besuch von Kindergärten, allgemeinbildenden und berufsbildenden Schulen faktisch nur unter Umgehung ausländerrechtlicher Bestimmungen möglich. Dies gilt  in diesem Themenbereich auch für staatliche Gesundheitsämter bei den obligatorischen Schuluntersuchungen. 

Weitere Schwierigkeiten liegen hier in der fehlenden Lernmittelfreiheit, der Ausgrenzung von Klassenfahrten, der Unmöglichkeit einer Einschaltung des Jugendamts etc.

Wir treten dafür ein, dass Kinder unabhängig von ihrem Aufenthaltsrecht der Schulpflicht unterliegen und das Recht haben müssen, Kindergärten   zu besuchen. Damit könnte nicht nur der Gefahr von  Verwahrlosung, Bandenbildung und Kinderkriminalität vorgebeugt, sondern auch eine normale kindgerechte Entwicklung sichergestellt werden. Diese Forderung wird auch im Bericht der unabhängigen Zuwanderungskommission, dem 6.Familienbericht der Bundesregierung  und in der UN-Kinderrechtskonvention erhoben. Ein Hin- und Herschieben von Verantwortung unter Verweis auf Zuständigkeiten (Länder für Schulen, Bund für Ausländergesetz) muß im Interesse der betroffenen Kinder vermieden werden. 

Obdachlosigkeit

Wir treten dafür ein, dass Menschen ohne Aufenthaltsrecht Schutz vor Hunger, Kälte und Obdachlosigkeit gewährt wird. Die Möglichkeit, diese menschlichen Grundbedürfnisse zu befriedigen, muß bestehen, ohne hierdurch unmittelbar in Straftaten zwecks Überlebens getrieben zu werden. 

Opfer- und Zeugenschutz, Beratung

Wir treten dafür ein, dass Menschen ohne Aufenthaltsrecht Schutz vor Ausbeutung, Erpressung und anderen kriminellen Machenschaften Dritter gewährt wird. Dazu gehören auch die sanktionsfreie Anzeigemöglichkeit bei Polizei oder Staatsanwaltschaft, die gerichtliche Durchsetzung des Anspruchs auf vereinbarten Lohn und fundamentale Arbeitsschutz- und Unfallversicherungsbestimmungen. Die Bekämpfung von Schwarzarbeit könnte dadurch erleichtert werden. Zivil- und Arbeitsrecht müssen von Ordnungsrecht getrennt werden. Schließlich muß ein straffreier niederschwelliger Zugang zu staatlichen Beratungsstellen, z.B. bei Sozial- und Jugendämtern, Rechtsberatungsstellen,  eingeräumt werden, wobei schnelle Verfügbarkeit von Dolmetschern und möglichst unbürokratische Verfahren gewährleistet sein sollten.  

Erfolgreiche Strafverfolgung der Täter im Bereich von Menschenhandel und Prostitution setzt konsequenten Opferschutz voraus. Menschen ohne Aufenthaltsrecht,  die - besonders oft Opfer derartiger meist organisierter Kriminalität-  insoweit zu einer Zeugenaussage bereit sind, müssen dafür mit einem wirksamen Schutz, wozu auch Aufenthaltsrecht gehören kann, belohnt werden. Sie werden nur dann aussagen, wenn man sie und ihre Angehörigen nicht anschließend abschiebt. 

Schließlich sollten Restriktionen, die den Familiennachzug zu Menschen mit einem legalen Aufenthaltsstatus erschweren und die damit in zahlreichen Fällen Ursache von Illegalität sind, beseitigt werden. 

Zentrale Forderung: Ausländergesetz ändern

In der Konsequenz bedeuten unsere Forderungen, dass die in § 76 des Ausländergesetzes enthaltene Anzeigepflicht  zumindest dahingehend geändert werden muß, „dass öffentliche Stellen zu Mitteilungen an die Ausländerbehörden nur verpflichtet sind, soweit dadurch die Erfüllung ihrer eigenen Aufgaben nicht gefährdet wird“ (Vorschlag der Ausländerbeauftragen der Bundesregierung). Ferner müssen die in §§ 92 a und b des Ausländergesetzes enthaltenen Strafvorschriften dahingehend geändert werden, dass Menschen, die in Ausübung ihres Berufs oder als Ehrenamtliche uneigennützig Menschen ohne Aufenthaltsrecht helfen, nicht der Gefahr der Strafverfolgung wegen Beihilfe zum illegalen Aufenthalt ausgesetzt sind. Dies muß mit einer Zeugnisverweigerungsregelung verbunden werden. 
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